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Planungs- und Bauverordnung (PBV) 1 

(Änderung vom 17. Juni 2025) 

Der Regierungsrat des Kantons Schwyz, 

gestützt auf §§ 83 Abs. 3 und 91 des Planungs- und Baugesetzes vom 14. Mai 
1987,2 

beschliesst: 

I.   

Die Planungs- und Bauverordnung vom 2. Dezember 19973 wird wie folgt geän-
dert: 

§ 22 Überschrift 
Fakultative Vorprüfung 

§ 24 Überschrift, Abs. 1 und 2 
Minimalanforderungen an Energie 

Neue Wohnbauten erfüllen die Anforderungen an die Deckung des Wärmebedarfs, 
wenn diese den Minergie-Standard einhalten oder der gewichtete Energiebedarf 
(EHWLK) pro Jahr maximal 90% des Grenzwertes der kantonalen Minimalanforde-
rungen beträgt sowie die Eigenstromerzeugung mindestens 20 W pro m2 EBF be-
trägt (§ 24 Abs. 2 PBG). 
Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 24a Überschrift 
Richtprojekt 

Der Gesuchsteller hat die Realisierbarkeit des Gestaltungsplanes nachzuweisen. 
Dies kann durch ein Richtprojekt erfolgen. 

§ 25 Überschrift, Abs. 1 und 2 
Gleichzeitige Auflage von Gestaltungsplan und Baugesuch 

1 Der Entwurf eines Gestaltungsplanes und darauf gestützte Baugesuche können 
gleichzeitig öffentlich aufgelegt werden. 
2 Eine Baubewilligung darf jedoch erst erteilt werden, wenn der Gestaltungsplan 
rechtskräftig genehmigt ist. 
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§ 26 Überschrift, Abs. 1 und 2 
  Aufhebung 

1 Ein Gestaltungsplan kann auf Antrag einzelner Grundeigentümer aufgehoben 
werden, wenn bereits erstellte Bauten und Anlagen dem geltenden Planungs- und 
Baurecht entsprechen und berechtigtes Vertrauen in den Plan nicht verletzt wird. 
2 Das Gesuch um Aufhebung ist gemäss § 30 Abs. 2 PBG öffentlich aufzulegen. 
Die Aufhebung bedarf der Genehmigung des Regierungsrates. 

§ 26r Abs. 1 und 2  

Der Beitragssatz kann bis 100% der anrechenbaren Kosten betragen. 
Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 34 Überschrift, Abs. 1 bis 3 
 Wasserzone bei Seen und Gewässerunterhalt 

1 Bei Seen umfasst die Wasserzone das vom Wasser bespülte Gebiet, gleichgültig 
ob es sich um öffentlichen oder privaten Strandboden handelt. Als Grenze der 
Wasserzone gilt die Vermarkung. Wo diese seewärts vom mittleren Wasserstand 
verläuft, gilt der mittlere Wasserstand als Grenze. Für den Sihlsee gilt die Kote 
889.34 m über Meer und für den Wägitalersee die Kote 901.00 m über Meer als 
Grenze der Wasserzone (§ 66 PBG). 
2 Ist gegenüber einem Gewässer weder im betreffenden Nutzungsplan noch durch 
anderweitige geeignete Massnahmen ein Gewässerraum festgelegt, kann, wenn 
besondere Verhältnisse es erfordern, für den Unterhalt ein angemessener Abstand 
vorgegeben werden. 
Abs. 3 wird aufgehoben. 

§ 35 Abs. 3 

3 In den Zonenplänen werden in der Regel die Stock- und Waldgrenze eingetragen. 
In den Zonenplänen kann zusätzlich eine Waldabstandslinie eingezeichnet wer-
den. 

§ 37a Abs. 1 Bst. b  

1 (Im Rahmen des Bundesrechts sind zulässig:)  
b)  die vollständige Zweckänderung von Bauten und Anlagen, die im Kantonalen 

Schutzinventar (KSI) aufgeführt sind (Art. 24d Abs. 2 RPG). 

§ 38 Abs. 1 

1 Baugesuche für alle bewilligungspflichtigen Bauten und Anlagen sind über die 
elektronische Plattform eBau einzureichen. Solange ein Baugesuch nicht ohne 
Medienbruch bewilligt werden kann, sind zusätzlich zwei Baueingabedossiers in 
Papierform einzureichen. 
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§ 40 Abs. 3 und 4 

3 Die Fristen zur Stellungnahme sind gemäss den Vorgaben der Baugesuchszent-
rale einzuhalten. 
4 Für Bereiche, die in die Zuständigkeit der Gemeinde fallen, kann eine kantonale 
Fachstelle die Aufnahme einer Bestimmung in die kommunale Baubewilligung 
beantragen. 

§ 41 Abs. 1 und 2 

1 Die Gemeinde führt bei Einsprachen gegen Bauvorhaben innerhalb und aus-
serhalb der Bauzone den Schriftenwechsel und stellt die Einsprache und den wei-
teren Schriftenwechsel der Baugesuchszentrale umgehend zu.  
2 Die Gemeinde und die Baugesuchszentrale beurteilen die Einsprachen im Rah-
men ihrer Zuständigkeit. 

§ 43 Abs. 1 und 3 

1 Das Amt für Raumentwicklung verfasst gestützt auf die Stellungnahmen der kan-
tonalen Fachstellen die kantonale Baubewilligung. 
3 In der kantonalen Baubewilligung werden die angefallenen Gebühren und Aus-
lagen der kantonalen Fachstellen gesamthaft festgelegt. Aufwendungen, die im 
Nachgang zur Erteilung der Baubewilligung erbracht werden, sind separat in 
Rechnung zu stellen. 

§ 44 Abs. 1 

1 Technische Bewilligungen (§ 81 Abs. 4 PBG) sind ergänzende Konkretisierungen 
der Baubewilligung, welche Erschliessung, Lage, Dimension und Erscheinungs-
bild eines Bauvorhabens nicht verändern. 

§ 45 Abs. 2 

2 Ein einer nicht zuständigen Bewilligungsbehörde gemeldetes, geringfügiges 
Bauvorhaben ist unverzüglich an die zuständige Stelle weiterzuleiten mit dem 
Hinweis an den Gesuchsteller, dass dadurch die Widerspruchsfrist gemäss § 75a 
Abs. 3 PBG verlängert wird. 

§ 48a Abs. 3 

3 Die Gemeinden sind für eine koordinierte Bauabnahme besorgt. Sie geben das 
Protokoll der Schnurgerüstabnahme und der Abnahme nach Bauvollendung im 
elektronischen Dossier auf eBau frei. 

II.   
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1 Diese Änderung wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach Inkrafttreten in die 
Gesetzsammlung aufgenommen. 
2 Sie tritt am 1. Juli 2025 in Kraft. 
 
 
 

Im Namen des Regierungsrates 
Der Landammann: Michael Stähli 
Der Staatsschreiber: Dr. Mathias E. Brun 
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